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VORSCHLÄGE 

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für konstitutionelle 
Fragen, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. begrüßt, dass auf dem Europäischen Rat von Brüssel vom Juni 2004 der endgültige 
Wortlaut des Verfassungsvertrags angenommen wurde, der aus den schwierigen und 
komplexen Arbeiten des Konvents zur Zukunft Europas und der Regierungskonferenz 
hervorgegangen ist; 

2. hält die Ausarbeitung des Verfassungsvertrages für einen historischen Schritt nach vorn 
im Prozess der europäischen Integration, da darin erstmals Entwicklungshilfe und 
humanitäre Hilfe als Prinzip und Verantwortung anerkannt werden, von denen die Natur 
und das Wirken der Europäischen Union durchdrungen sind; 

3. begrüßt, dass die Europäische Union mit der Annahme des Verfassungsvertrags die lang 
erwartete Rechtspersönlichkeit erlangen wird, die ihr auf der Weltbühne und insbesondere 
im Verhältnis zu den Vereinten Nationen und ihren verschiedenen Organisationen 
stärkeres Gewicht verleihen wird; unterstreicht, dass die EU daher an Repräsentativität, 
Verantwortung und Effizienz gewinnen und auch ihr Potenzial in ihren Beziehungen zu 
den Entwicklungsländern erhöhen wird; betont ferner, dass sich durch die 
Rechtspersönlichkeit der Europäischen Union der Status der derzeitigen Delegationen der 
Europäischen Kommission in der ganzen Welt, insbesondere der in den Ländern Afrikas, 
der Karibik und des Pazifischen Raums (AKP) sowie ganz allgemein in allen 
Entwicklungsländern tätigen Delegationen verbessern wird; 

4. erinnert daran, dass das Prinzip der Solidarität mit den Entwicklungsländern dank des 
Verfassungsvertrages einer der grundlegenden Werte der Europäischen Union ist, aus 
denen sich ihre Identität definiert und von denen ihr Handeln getragen ist; 

5. erinnert daran, dass sich die innereuropäische Solidarität – als einer der grundlegenden 
Werte – von Beginn des Europäischen Integrationsprozesses an als Garant für Stabilität 
und Frieden in Europa erwiesen hat; betont ferner, dass die EU vor diesem Hintergrund 
der europäischen Solidarität nun einen wichtigen Schritt nach vorn gemacht hat, indem sie 
in ihrem Verfassungsvertrag anerkannt hat, dass die Solidarität nicht auf ihr eigenes 
Gebiet und ihre Bevölkerung begrenzt werden kann, sondern sich auch über ihre Grenzen 
hinaus erstrecken sollte; 

6. begrüßt die Anerkennung der weltweiten Solidarität als ein Leitprinzip der verschiedenen 
EU-Politiken und begrüßt ferner, dass die weltweite Solidarität mit der Annahme des 
Verfassungsvertrags die Maßnahmen der EU im Bereich Entwicklungshilfe und 
humanitäre Hilfe prägen wird; glaubt, dass die Behandlung der Solidarität als die ganze 
Welt betreffende Frage zur Sicherstellung von weltweitem Frieden und Stabilität 
beitragen wird; 

7. stellt fest, dass seine frühere Stellungnahme auf dem vom Konvent zur Zukunft Europas 
ausgearbeiteten Basistext beruhte, und ist erfreut darüber, dass im endgültigen Wortlaut 
der Verfassung die meisten seiner Errungenschaften in den Bereichen 
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Entwicklungspolitik, internationale Zusammenarbeit und humanitäre Hilfe beibehalten 
wurden; bekräftigt daher, was bereits in der früheren Stellungnahme von Anders 
Wijkman1 sowie in den vom Ausschuss im Juli 2003 angenommenen Schlussfolgerungen 
gesagt wurde;  

8. begrüßt sehr, dass die Beseitigung der Armut, der sie größte Bedeutung beimisst, als ein 
wesentliches Ziel der Entwicklungspolitik der EU in den Verfassungsvertrag 
aufgenommen wurde; 

9. bringt seine Zufriedenheit darüber zum Ausdruck, dass viele seiner Empfehlungen in den 
endgültigen Wortlaut der Verfassung aufgenommen wurden, insbesondere die, die sich 
auf den Bereich der humanitären Hilfe beziehen, in dem der Grundsatz der Neutralität 
diesbezüglich zu einem der wesentlichen Leitgedanken der Verfassung geworden ist; 

10. bedauert jedoch, dass die Regierungskonferenz andere für die Entwicklungspolitik 
wichtige Vorschläge wie die Aufnahme eines eigenen Titels „Gemeinsame Politik der 
Entwicklungszusammenarbeit“ oder die ausdrückliche Bezugnahme auf einige 
Grundprinzipien der EU-Politik der Entwicklungszusammenarbeit, nämlich die Gleichheit 
zwischen den Partnern, die Eigenverantwortlichkeit der betroffenen Länder und 
Bevölkerungen für ihre Entwicklungsstrategien sowie die Einbeziehung aller Bereiche der 
Gesellschaft, einschließlich der Zivilgesellschaft, nicht aufgegriffen hat; 

11. unterstreicht, wie wichtig es ist, dass die Entwicklungspolitik auch weiterhin ein Bereich 
gemeinsamer Zuständigkeit der EU und der Mitgliedstaaten ist, und stellt fest, dass dies 
bedeutet, dass die entwicklungspolitischen Maßnahmen der EU und der Mitgliedstaaten 
einander ergänzen und sich gegenseitig stärken und dass die Verfahren der Umsetzung 
dieser Politik für spezifische Länder oder Regionen harmonisiert werden müssen; begrüßt, 
dass der Grundsatz der Komplementarität vom Verfassungsvertrag gefördert wird; betont, 
dass die Programme und die Ressourcenallokationen der EU anhand einer langfristigen 
und auf Entwicklungszielen beruhenden Strategie konzipiert und verwaltet werden sollten; 

12. stellt fest, dass der Verfassungsvertrag ein eindeutiges Signal für die Einbeziehung des 
Europäischen Entwicklungsfonds in den Gesamthaushaltsplan der EU gegeben hat, was 
das Europäische Parlament bereits seit langer Zeit gefordert hat; begrüßt die Absicht der 
Kommission, diese Änderung in die Tat umzusetzen, und betont, wie wichtig es in diesem 
Zusammenhang ist, dass sichergestellt wird, dass die derzeitigen EEF-Mittel nicht für 
andere Regionen oder andere Zwecke abgezweigt werden; 

13. begrüßt, dass in den Verfassungsvertrag ein Passus über die Schaffung eines Europäischen 
Freiwilligenkorps für humanitäre Hilfe aufgenommen wurde, was ein eindeutiges Signal 
dafür ist, dass sich die Europäische Union in einem Bereich, der ihr am Herzen liegt, 
engagiert; unterstreicht jedoch, dass die EU gefordert ist, der Festlegung der Modalitäten 
für den Einsatz des Korps besondere Aufmerksamkeit zu widmen und dafür zu sorgen, 
dass nur erfahrene Freiwillige sich daran beteiligen dürfen; 

                                                 
1  Stellungnahme des Ausschusses für Entwicklung und Zusammenarbeit für den Ausschuss für konstitutionelle 
Fragen zur Einberufung der Regierungskonferenz, angenommen am 10. Juli 2003 (2003/0902(CNS)) - PE 
326.747 
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14. erinnert daran, dass ihr besonders an der Lage der Kinder in den Entwicklungsländen 
gelegen ist, da junge Menschen die ersten Opfer von Krankheit, Analphabetismus, 
Hunger, Menschenhandel und sexueller Ausbeutung sind und sogar gezwungen werden, 
in einer Reihe bewaffneter Konflikte als Soldaten zu kämpfen; 

15. begrüßt daher, dass im Verfassungsvertrag den Rechten der Kinder hohe Priorität 
eingeräumt wird, indem anerkannt wird, dass die politischen Maßnahmen der EU in 
diesem Bereich von den Grundsätzen des Übereinkommens der Vereinten Nationen über 
die Rechte des Kindes geleitet werden; 

16. bekräftigt ferner seine große Besorgnis und sein großes Interesse an der Lage der Frauen 
in den Entwicklungsländern und an ihrer entscheidenden Rolle im Entwicklungsprozess; 
begrüßt daher alle im Verfassungstext enthaltenen Punkte zugunsten der Rechte der Frau 
und der Chancengleichheit, die – wie es die Aktionsplattform von Peking1 vorsieht – für 
den Fortschritt der Entwicklungsländer im allgemeinen von besonderer Bedeutung sind; 

17. vertritt die Ansicht, dass der Buchstabe und der Geist des Verfassungsvertrages aus der 
Perspektive der Entwicklungspolitik und der Verantwortlichkeiten im humanitären 
Bereich als äußerst positiv betrachtet werden können; 

18. ist entschlossen, den Verfassungsvertrag zu unterstützen und vorbehaltlos alles zu  
unternehmen, was es zur Unterstützung von dessen Annahme und Ratifizierung durch alle 
Mitgliedstaaten und dessen möglichst baldiges Inkrafttreten tun kann. 

 

 

                                                 
1 Bericht der Vereinten Nationen über die Vierte Weltfrauenkonferenz, Erklärung und Aktionsplattform von 
Peking - Peking, 4.-15. September 1995 (A/CONF.177/20) 
http://www.un.org/esa/gopher-data/conf/fwcw/off/a--20.en 
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